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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, 
Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Gesamtkonzept für Rückführungen aus Bayern ent-
wickeln 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zusammen mit 
der Bundesregierung ein Gesamtkonzept für Rückfüh-
rungen (u. a. Rückführungsabkommen) von Asylbe-
werbern aus Bayern zu entwickeln, in dem die Rück-
kehrberatungen und -hilfen auch in Bayern noch mehr 
als bisher intensiviert, notwendige Abschiebungen 
durch verbesserte Kooperation mit den Herkunftslän-
dern verstärkt bzw. bestehende Vollzugshindernisse 
beseitigt werden und Abschiebungen mit dem not-
wendigen Fingerspitzengefühl vorgenommen werden, 
um dabei die notwendige Integrationsarbeit nicht zu 
behindern (siehe Polizeieinsatz in Nürnberg Anfang 
Juni 2017). 

Begründung: 

Die Bundesregierung hat ihr erklärtes Ziel, die Zahl 
der Abschiebungen deutlich zu erhöhen, deutlich ver-
fehlt. 2016 wurden insgesamt rund 25.000 Migranten 
zurück in ihre Heimat gebracht, bis Ende April 2017 
waren es lediglich 86.290. Laut einer Auflistung der 
Bundespolizei wurden in den ersten 4 Monaten 2017 
erst 11.195 freiwillige Rückreisen über das Förderpro-
gramm REAG/GARP bewilligt, 2016 waren es insge-
samt 54.006 Ausländer, die aufgrund dieser Unter-
stützung freiwillig ausreisten. Daher müssen die In-
formationskampagnen und der personelle Einsatz für 
die freiwillige Rückkehr deutlich verstärkt, die regiona-
len Beratungsstellen ausgeweitet werden. 

Es hat sich ferner gezeigt, dass Abschiebungen in der 
Praxis sich viel komplizierter gestalten als angenom-
men (u. a. wegen mangelnder Kooperation verschie-
dener Herkunftsländer und Deutschland bzw. Bayern 
bzw. rechtlicher Hindernisse, Fehlen von Reisedoku-
menten); diese Hindernisse müssen abgebaut wer-
den. Es muss möglich sein, z. B. mit Ländern wie 
Marokko, Algerien, Tunesien oder Ägypten) Rückfüh-
rungsabkommen abzuschließen, die auch funktionie-
ren. 

Zudem hat der Polizeieinsatz an einer Nürnberger 
Berufsschule, um einen jungen Afghanen abzuschie-
ben, in der Öffentlichkeit eine abschreckende Wirkung 
erzeugt und auch viel Integrationsarbeit zerstört bzw. 
berechtigterweise auch die Kritik an der Abschiebe-
praxis in Bayern deutlich verstärkt. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/17480 

Gesamtkonzept für Rückführungen aus Bayern 
entwickeln 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Florian Streibl 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federfüh-
rend zugewiesen. Der Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
und der Ausschuss für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten sowie regionale Bezie-
hungen haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 78. Sitzung am 26. Oktober 2017 be-
raten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration hat den Antrag 
in seiner 74. Sitzung am 16. November 2017 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 

den Antrag in seiner 68. Sitzung am 5. De-
zember 2017 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. 
(Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten 
Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler,  
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Michael 
Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/17480, 17/19601 

Gesamtkonzept für Rückführungen aus Bayern entwickeln 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 1 der Anlage zur Tagesordnung. 

Das ist der Antrag der SPD betreffend "Neuregelung der bundesstaatlichen Finanzbe­

ziehungen – Negative Folgen für Autobahndirektion Süd entschärfen!" auf Drucksa­

che 17/17180, der auf Wunsch der Fraktion gesondert beraten werden soll.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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